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Angst vor mehr Strom-Sperren 

Wie das Aktionsbündnis "Menschenrecht auf Wohnen" den 

Ärmsten helfen will 

Bahnhofsvorstadt. Zu Beginn des jüngsten, virtuellen Treffens des Aktionsbündnisses 

„Menschenrecht auf Wohnen“ hob Jens Rathgeber von der Awo Blumenthal die große 

Hilfsbereitschaft der Bremerinnen und Bremer für Geflüchtete aus der Ukraine hervor: „Wir 

bekommen zurzeit unglaublich viele Wohnungsangebote von Privatpersonen“. Auch Manfred 

Corbach, Prokurist bei der Gewoba, betonte, dass das Wohnungsbauunternehmen helfen wolle, 

indem es versuche, Wohnfläche zur Verfügung zu stellen. Corbach sagte aber auch, dass andere 

Wohnungssuchende bei aller Hilfsbereitschaft nicht vergessen werden dürften. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Kriegs- und Krisen-Situation steigt die Sorge um eine 

Zunahme von Strom-Sperren, aber auch um einen für Menschen in prekären Lebenslagen 

nahezu leer gefegten Wohnungsmarkt. Erst jüngst hatte Awo-Präsident Michael Groß 

gefordert, den Mietwucherparagrafen scharf zu stellen und betont: „Wohnen ist keine Ware“. 

Einer der Teilnehmenden des Treffens des Aktionsbündnisses stellte die Frage in den Raum, 

weshalb das Jobcenter eigentlich so lange brauche, bis es Überbrückungskredite gewähre, um 

zu verhindern, dass es wegen der aktuell noch einmal besonders hohen Energie-Kosten nicht 

vermehrt zu Sperren von Strom und Wasser kommt. 

135 Euro Energiekostenzuschuss für eine Person – das sei zu wenig, kritisiert 

Achim Iwerts vom Aktionsbünsnis 

Das Aktionsbündnis in persona von Achim Iwerts kritisiert auch, dass die von der 

Bundesregierung beschlossenen Energiekosten-Zuschüsse für Menschen in prekären 

Lebensverhältnissen zu gering seien: 135 Euro für eine Person, 175 Euro für zwei Personen 

und 35 Euro für jede weitere Person. 

Dass die neue Bundesregierung die auf Grundsicherung angewiesenen Haushalte mit knapp 

100.000 angebe, hält man beim Aktionsbündnis für viel zu gering. Immerhin hätten die 

Schätzungen der alten Bundesregierung um ein Vielfaches höher gelegen. Realistisch sei die 

Zahl von 300.000 bis 400.000 bundesweit, wie das in Bremen aussehe, könne man momentan 

noch nicht sagen, sagte der frühere Sozialarbeiter Iwerts. Zu dieser Thematik soll eine 

Arbeitsgruppe ins Leben gerufen werden. Weit vorangeschritten ist inzwischen die 

systematische Erfassung von Leerständen in einigen Teilen Bremens, um die sich unter 



 

anderem Achim Iwerts vom Aktionsbündnis kümmert. Eine Anfrage, was aus diesen 

Leerständen werden solle, hat er mit einem Mitstreiter vor einem Monat an die Baubehörde 

gestellt, aber bisher noch keine Antwort erhalten. 

Und noch ein weiteres Problem treibt das Aktionsbündnis um: Für den jüngst mit allen Ehren 

verabschiedeten Diakon und Sozialarbeiter Harald Schröder ist bislang kein Nachfolger in 

Sicht, genauso wie für seinen Sozialarbeiter-Kollegen Jonas Pot d‘Or, der im Herbst in Rente 

geht. Dazu fehlten die finanziellen Mittel, hieß es dazu. „Die beiden hinterlassen eine riesige 

Lücke in dem Bereich, in dem es wirklich brennt“, betonte Jürgen Seippel von der 

Liebfrauenkirche. Nun soll ein Spendenkonto bei der Kirche zur Finanzierung der Stellen 

eingerichtet werden. 

300.000 bis 400.000 Haushalte, die auf Grundsicherung angewiesen sind, hält 

das Aktionsbündnis für realistisch. 

Moritz Muras, Geschäftsführer der Wohnungslosenhilfe Bremen, berichtete über die weitere 

Entwicklung des Modell-Sozial-Projektes „Housing first“, in dem gerade neun Wohnungslose 

betreut werden. Zwei bis drei von ihnen seien gerade dabei, einen Mietvertrag zu 

unterschreiben. Eine Einzelperson habe gerade eine Wohnung bezogen. Fazit: Auch, wenn es 

ganz gut vorangehe, gelte es, zahlreiche bürokratische Hürden zu nehmen, um etwa einen 

Wohnberechtigungsschein zu ergattern. Laut Muras zeige sich das Jobcenter kooperativ, wenn 

es um die Ausgabe von Mietübernahmebescheinigungen gehe. 

Sobald das Aktionsbündnis wieder in Präsenz tagen kann, hat es in der 

Friedensgemeinde, Humboldtstraße 175, einen neuen Raum gefunden. Wo das nächste 

Treffen am Montag, 4. April, um 17 Uhr, stattfinden kann, wird noch bekannt gegeben. 

 
Steht in der Kritik, weil die Vergabe von Überbrückungs- 

krediten schleppend läuft: das Jobcenter Bremen. 




